
gen zu verhindern, verpflichtet sein sollen, über ihre 
Vergangenheit und ihren Gesundheitszustand Rechen­
schaft zu geben.
Es mehren sich die Beiträge, die in der Form der Ehe­
schließung (§ 6) ein wichtiges Mittel zum weiteren Ge­
lingen der Ehe sehen. Dazu wird vorgeschlagen, zwi­
schen der Anmeldung zur Eheschließung und der 
Trauung einen längeren Zeitraum der Prüfung zu 
legen. Bei der Eheschließung selbst sollten den Ehe­
leuten ihre Rechte und Pflichten genau und überzeu­
gend erläutert werden.
Die Fragen des Namensrechts (§§ 7, 28, 65) nehmen in 
der Diskussion einen großen Raum ein. Hauptsächlich 
ruft die Regelung des § 7 Abs. 2, wonach jeder Ehe­
gatte seinen bisherigen Familiennamen behalten kann, 
Kritik hervor. Zahlreiche Bürger sprechen sich da­
gegen aus, daß die Ehepartner verschiedene Namen 
führen. Sie halten diese Möglichkeit für eine Über­
spitzung des Prinzips der Gleichberechtigung und be­
gründen ihre gegenteilige Meinung damit, daß ein 
einheitlicher Familienname die vom FGB geforderte 
Familiengemeinschaft besser dokumentiere und , daß 
bei verschiedenen Namen die Ordnungsfunktion des 
Namens verloren gehe. Allenfalls solle als Ausnahme 
die Führung eines Doppelnamens möglich sein.
Aber auch die Befürworter des § 7 Abs. 2 möchten den 
Ausnahmecharakter dieser Regelung gewahrt wissen, 
z. B. bei Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens. 
Gegen § 7 Abs. 1 gibt es im allgemeinen keine Ein­
wendungen; zum Teil wird die Regelung ausdrücklich 
begrüßt. Verschiedentlich wird empfohlen, grundsätz­
lich davon auszugehen, daß der Name des Mannes ge­
meinsamer Familienname wird. Nur bei unschönen 
oder lächerlichen Namen solle dem Namen der Frau 
der Vorzug gegeben werden.
Die Möglichkeit der Namensänderung soll nach Mei­
nung einiger Diskussionsteilnehmer begrenzt werden. 
Eine Änderung des Namens würde Unsicherheit im 
Rechtsverkehr nach sich ziehen und sich schädlich auf 
die Erziehung der Kinder auswirken. Interessanter­
weise kommen diese Bedenken in keinem einzigen Fall 
von Mitarbeitern des Meldewesens oder der Volks­
bildung.
Der Komplex der Vermögensbeziehungen der Ehepart­
ner, insbesondere die Vertretungs- und Verfügungsbe­
fugnis, hat die besondere Aufmerksamkeit der Männer 
hervorgerufen. Hauptgegenstand ihrer Überlegungen ist 
die Behandlung des Grundbesitzes. Dabei wird § 15 
Abs. 1 kritisiert, weil unklar sei, ob auch vor der Ehe 
erworbener Grundbesitz gemeint ist. Verschiedentlich 
wird vorgeschlagen, daß die Sonderregelung für Häuser 
und Grundstücke auch auf größere Gegenstände, wie 
z. B. Auto, Fernsehgerät usw., erstredet werden solle. 
Die Regelung der Eigentumsverhältnisse der Ehegatten, 
wie sie § 13 vorsieht, wird allgemein begrüßt. Die 
Kritiker dieses Vorschlages regen an, daß auch Aus-
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Zu denjenigen Problemen des Rechts, die unter Juri­
sten und Nichtjuristen die erregtesten Diskussionen 
provozieren, gehören die Fragen der Ursachen, Vor­
aussetzungen, Modalitäten und Folgen der Eheschei­
dung. Persönliche Meinungen und Erfahrungen wer­
den um so leichter und lieber für allgemeingültige 
Wahrheiten gehalten, je weniger gesicherte wissen­
schaftliche Erkenntnisse vorhanden sind. So möchte

Zeichnungen, Prämien, Wett- und Lotteriegewinne ge­
meinsames Eigentum werden sollten. Handwerker und 
Gewerbetreibende verlangen dagegen, daß eine Ehe­
frau, die nicht im Betrieb oder Geschäft mithilft, nicht 
am Gewinn beteiligt sein dürfe.
Hinsichtlich der in § 14 vorgesehenen abweichenden 
Regelung vom gemeinschaftlichen Vermögen wird 
empfohlen, die Schriftform obligatorisch festzulegen 
bzw. sogar die notarielle Beurkundung vorzusehen. 
Sowohl Männer als auch Frauen wenden sich fast 
durchweg gegen die Regelung der Schuldenhaftung 
(§ 16). Immer wieder kommt die Befürchtung zum Aus­
druck, daß durch leichtfertiges Verhalten des einen 
Ehegatten der andere benachteiligt wird. Deshalb 
schlagen zahlreiche Diskussionsteilnehmer vor, die 
Haftung auf das persönliche Vermögen des Schuldners 
zu beschränken oder die Haftung zumindest auf die 
Hälfte des gemeinschaftlichen Vermögens zu begrenzen, 
insbesondere bei Straftaten und anderen schuldhaften 
Pflichtverletzungen, Unterhaltsrückständen, Trinkschul­
den u. ä. Die Möglichkeit des § 41 (vorzeitige Aufhebung 
der Vermögensgemeinschaft) biete keinen ausreichen­
den Schutz, da das Verfahren zu langwierig und um­
ständlich sei. Sie sei auch für diese Fälle keine Lösung, 
da einerseits die Vermögensgemeinschaft nicht aufge­
hoben werden soll, andererseits aber die erzieherische 
Einwirkung auf den Schuldner oftmals wenig Aussicht 
auf Erfolg hat.
Der in § 12 vorgesehene Beitrag der Kinder zum 
Familienaufwand wird ausnahmslos begrüßt. Er wird 
als wichtiges Erziehungsmittel zur Sparsamkeit und 
Wirtschaftlichkeit angesehen. Verschiedentlich wird ge­
fordert, die Regelung auch auf wirtschaftlich selb­
ständige Jugendliche auszudehnen, die im Haushalt der 
Eltern leben.
Die Stellungnahmen zur Ehescheidung (§§ 24 ff.) lassen 
sich in zwei Hauptgruppen unterteilen: in die Minder­
heit, die eine Erleichterung der Scheidung wünscht, 
und in die Mehrheit, die eine Erschwerung fordert. 
Verschiedentlich wird die Wiedereinführung des Ver­
schuldensprinzips vorgeschlagen, insbesondere im Hin­
blick auf die Folgen der Scheidung (z. B. Regelung des 
Erziehungsrechts, des Unterhalts, der Zuweisung der 
Ehewohnung usw.).
In diesem Zusammenhang ist immer wieder darauf 
hinzuweisen, daß sich die Scheidungsziffern völlig 
unabhängig von der Gestaltung des Scheidungsrechts 
entwickeln. Mit anderen Worten: Der Anteil der ge­
schiedenen Ehen — auf die Gesamtbevölkerung be­
zogen — war zur Zeit der Geltung des Verschuldens­
prinzips nicht geringer als heute. Es geht demnach nicht 
darum, zu versuchen, die Ehescheidung durch äußere 
Maßnahmen zu verhindern, sondern darum, von An­
fang an durch sorgfältige Vorbereitung auf die Ehe und 
richtige Partnerwahl zur Stabilisierung der Ehen beizu­
tragen.
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auch ich von meinen Erfahrungen als Rechtsanwalt 
ausgehend zu einer Teilfrage dieses Problemkreises 
Stellung nehmen.
Mit dem Erlaß der EheVO von 1955 wurde das 
Schuldprinzip als entscheidendes Kriterium der Ehe­
scheidung aufgegeben. Die Praxis hat gezeigt, daß dies 
ein echter Fortschritt war, der sowohl unseren gesell­
schaftlichen Bedingungen als auch dem Bewußtsein
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